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I  Firma, Sitz, Zweck, Werte und 
 Grundsätze 
 
 

Art. 1 Firma und Sitz 
Unter der Firma «Baugenossenschaft 
Schönau» (nachfolgend BSZ) besteht eine ge-
meinnützige, politisch unabhängige und kon-
fessionell neutrale im Handelsregister einge-
tragene Genossenschaft mit Sitz in Zürich ge-
mäss Art. 828ff. des Schweizerischen Obligati-
onenrechts (OR). 
 

 
Art. 2  Zweck 
 

1) Die BSZ bezweckt, in gemeinsamer Selbst-
hilfe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern, 
speziell auch Familien, preiswerten und gesun-
den Wohnraum zu verschaffen, zu erhalten 
und die Genossenschaftsidee und somit das 
Zusammenleben verschiedener Gesellschafts-
gruppen und Einzelpersonen im Sinne gesell-
schaftlicher Verantwortung und gegenseitiger 
Solidarität zu fördern. 
 
2) Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch: 
 

a) Erwerb von Land und Eingehen von Bau-
rechten 

b) Erstellung und Erwerb von zweckmässigen 
Ein- und Mehrfamilienhäusern die den 
zeitgemässen genossenschaftlichen 
Wohnbedürfnissen entsprechen 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und 
periodische Erneuerung der bestehenden 
Bauten 

d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die 
bestehenden Bauten nicht mehr auf wirt-
schaftlich vertretbare Art und Weise er-
neuert werden können 

e) Vermietung und Verwaltung von Häusern 
und Wohnungen an Mitglieder auf der Ba-
sis der Kostenmiete 

f) Förderung von genossenschaftlichen Akti-
vitäten 

 
 

Art. 3  Werte 
 

1) Wir begegnen uns mit Respekt, Toleranz 
und Wertschätzung. Im Mittelpunkt stellen wir 
die Menschen und nicht die Rendite. 

2) Wir setzen uns für genossenschaftliche 
Ideen ein. Unsere Mitglieder bestimmen als 
kollektive Eigentümerschaft bei grundlegen-
den Themen mit und tragen die BSZ so ge-
meinsam. 
 
3) Die BSZ baut und handelt sozial, ökono-
misch und ökologisch nachhaltig. 
 
 

Art. 4  Grundsätze 
 

Allgemeine Grundsätze 
 

1) Die Grundstücke und Bauten der BSZ sind 
jeder spekulativen Verwendung dauernd zu 
entziehen. Die Bestimmungen dieses Ab-
schnittes können nur gemäss der Regelung in 
Art. 23, Abs. 4 abgeändert oder aufgehoben 
werden. 
 
2) Vorbehalten sind sodann besondere Vor-
schriften für bestimmte Wohnobjekte sowie 
vertragliche Verpflichtungen, insbesondere 
jene in Baurechtsverträgen mit der Stadt Zü-
rich. 
 
 
Grundsätze zu Bau und Unterhalt 
 

3) Beim Bauen und Umbauen ihrer Gebäude 
sind der BSZ besonders wichtig:  
Hohe Nutzungsflexibilität der Wohnungen un-
ter Berücksichtigung auch künftiger Bedürf-
nisse, behindertengerechtes Bauen, hochwer-
tige Aussenräume und Begegnungszonen, si-
chere Erschliessung, geringer Folgeunterhalt 
sowie Einsatz von ökologisch einwandfreien 
Materialien und Einsparung von Energie beim 
Bau und Betrieb. 
 

4) Mit einem fortlaufenden, nachhaltigen, kos-
ten- und qualitätsbewussten Unterhalt passt 
die BSZ ihre Gebäude an den Stand der techni-
schen Möglichkeiten und an die zeitgemässen 
genossenschaftlichen Wohnbedürfnisse an 
und sorgt damit für die Werterhaltung der Ge-
bäude. Dazu gehört auch die regelmässige 
Prüfung von Massnahmen zur Wohnwertstei-
gerung der Liegenschaften und ihrer Umge-
bung. 
 



5) Bei grösseren Umbauten und Ersatzneubau-
ten achtet die BSZ auf ein sozialverträgliches 
Vorgehen. Sie kündigt solche Vorhaben min-
destens zwei Jahre im Voraus an und bietet 
den Betroffenen nach Möglichkeit mindestens 
ein Umsiedlungsobjekt an.  
Bei der Vermietung der umgebauten Gebäude 
und von Ersatzneubauten sind in erster Linie 
die bisherigen Mieter*innen zu berücksichti-
gen, sofern diese den Vermietungsrichtlinien 
entsprechen. 
 
 
Grundsätze zur Vermietung 
 

6) Die Vermietung der Wohnungen erfolgt 
durch den Vorstand, der darüber ein Vermie-
tungsreglement erlässt. Der Vorstand sorgt 
auch dafür, dass die Mieter*innen über allfäl-
lige Auflagen aufgrund staatlicher Wohnbau-
förderung informiert werden und sich zu de-
ren Einhaltung verpflichten. 
 
7) Die Miete von Wohnungen oder Einfamili-
enhäusern der BSZ setzt in der Regel den Bei-
tritt zur BSZ voraus. Der Mietvertrag mit Mit-
gliedern darf von der BSZ nur in Verbindung 
mit dem Ausschluss aus der BSZ gekündigt 
werden. 
 
8) Solange die städtischen Wohnbauförde-
rungsvorschriften aufgrund der ausgerichteten 
Unterstützungsleistungen anwendbar sind, 
berechnen sich die Mietzinse nach den ent-
sprechenden Vorschriften. Im Übrigen vermie-
tet die BSZ ihre Wohnungen grundsätzlich zu 
den Selbstkosten. Sie verzichtet auf die Erzie-
lung eines eigentlichen Gewinnes sowie auf 
übersetzte Zahlungen an Dritte. Mit den Miet-
zinsen müssen die Verzinsung des Fremd- und 
des Eigenkapitals, branchenübliche Abschrei-
bungen, Rückstellungen und Einlagen in die 
vom Gesetz oder von den Subventionsbehör-
den vorgeschriebenen sowie von der General-
versammlung beschlossenen Fonds, der lau-
fende Unterhalt der Gebäude und der Umge-
bung, Bezahlung von Abgaben, Steuern und 
Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer 
zeitgemässen Verwaltung und Genossen-
schaftsführung gedeckt sein. 
 
9) Die Mitglieder sind verpflichtet, selber in 
den von ihnen gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu 
haben. 
 
10) Die ganze oder teilweise Untervermietung 
einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur 
mit vorgängiger Zustimmung der BSZ zulässig. 
Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem 
entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 
Abs. 2 OR genannten Gründen verweigern. Als 
wesentliche Nachteile bei der Untervermie-
tung der ganzen Wohnung gelten insbeson-
dere deren mehr als einjährige Dauer, die 
mehr als zweimalige Untervermietung im lau-
fenden Mietverhältnis, die Untervermietung 
an Personen, welche die Vermietungsrichtli-
nien nicht erfüllen sowie der Umstand, dass 
die Mitglieder nicht eindeutig darlegen kön-
nen, dass sie die Wohnung nach Ablauf der 
Untervermietung wieder selber bewohnen 
werden. Bei Untervermietung einzelner Zim-
mer entsteht der BSZ auch ein wesentlicher 
Nachteil, wenn damit Belegungsvorschriften 
umgangen werden. Einzelheiten regelt der 
Vorstand im Vermietungsreglement. 
 
11) Wohnungsgrösse und Zahl der Benut-
zer*innen sollen in einem angemessenen Ver-
hältnis zueinanderstehen. Einzelheiten regelt 
das Vermietungsreglement. 
 
 
 

II  Mitgliedschaft 
 
 

Art. 5 Erwerb der Mitgliedschaft 
 

1) Mitglied der BSZ kann jede handlungsfähige 
natürliche oder juristische Person werden, die 
sich mit dem Zweck und der Idee der BSZ iden-
tifizieren kann, in der BSZ wohnt und die auf 
ihren Namen lautende Anteile in der Höhe von 
mindestens CHF 2'000 übernimmt. Die BSZ 
führt ein Verzeichnis aller Genossenschaf-
ter*innen, worin deren Anteilscheinkapital er-
sichtlich ist. Für Genossenschaftsanteile wer-
den keine Anteilscheine ausgegeben. Die Mit-
glieder erhalten jährlich eine Abrechnung, wo-
rin das Anteilscheinkapital und deren Verzin-
sung ersichtlich ist. 
 
2) Die Zahl der Mitglieder ist offen und darf 
nicht beschränkt werden. 



3) Die Aufnahme als Mitglied erfolgt aufgrund 
einer schriftlichen Erklärung. Über die Auf-
nahme entscheidet der Vorstand unter Vorbe-
halt des Vermietungsreglements. Die Ableh-
nung eines Aufnahmegesuches bedarf keiner 
Begründung. 
 
4) Die Mitgliedschaft beginnt mit der zivil-
rechtlichen Wohnsitznahme und der vollstän-
digen Einzahlung der erforderlichen Genos-
senschaftsanteile, bzw. bei Ratenzahlung nach 
Art. 11, Abs. 2 mit Bezahlung der ersten Rate. 
 
 

Art. 6 Erlöschen der Mitgliedschaft 
 

Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt aus 
der BSZ, Kündigung des Mietvertrages, Aus-
schluss oder Tod, resp. bei juristischen Perso-
nen durch Austritt, Ausschluss oder Verlust 
der Rechtspersönlichkeit. 
 
 

Art. 7 Austritt, Ableben 
 

1) Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten 
der BSZ, setzt der Austritt die Kündigung des 
Mietvertrages voraus. Umgekehrt gilt die Kün-
digung des Mietvertrages auch als Beendigung 
der Mitgliedschaft auf den nächstmöglichen 
Termin. 
 
2) Der Austritt aus der BSZ kann nur schriftlich 
auf Ende des Geschäftsjahres und unter Ein-
haltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist 
erklärt werden. Der Vorstand kann in begrün-
deten Fällen den Austritt auch unter Beach-
tung einer kürzeren Kündigungsfrist oder auf 
einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-
sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf 
das Ende der mietrechtlichen Kündigungsfrist. 
 
3) Stirbt ein Mitglied, kann der/die im gleichen 
Haushalt lebende Ehe- bzw. Lebenspartner*in 
ohne entsprechenden Vorstandsbeschluss in 
die Rechte und Pflichten des verstorbenen 
Mitgliedes eintreten. 
 
4) Andere im gemeinsamen Haushalt lebende 
Mitbewohner*innen können mit Zustimmung 
des Vorstands anstelle des verstorbenen Mit-
glieds in die BSZ und den Mietvertrag eintre-
ten. 
 

5) Sobald der Beschluss zur Auflösung der BSZ 
gefasst ist, bleibt die Mitgliedschaft auch bei 
Wohnungskündigung weiterhin bestehen und 
ein Austritt kann nicht mehr erklärt werden. 
 
 

Art. 8 Eheschutz, Ehetrennung, Schei-
dung 
 

1) Weist das Gericht in einem Eheschutzent-
scheid oder Trennungsurteil die Benützung 
der Wohnung dem Ehe- bzw. eingetragenen 
Partner des Mitglieds zu, kann der Vorstand 
mit dessen/deren Einverständnis den Miet-
vertrag auf den/die Ehepartner*in bzw. dem 
eingetragenen Partner übertragen.  
Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der 
Mitgliedschaft durch die in der Wohnung ver-
bleibende Person sowie die Übernahme der 
Wohnungsanteile (Art. 11 Abs. 2) voraus. Der 
Vorstand kann das Mitglied, dem die Benüt-
zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, 
aus der BSZ ausschliessen, sofern er ihm 
keine andere Wohnung zur Verfügung stellen 
kann oder will. 
 
2) Weist das Gericht im Scheidungsurteil 
Wohnung und Mietvertrag dem Ehe-bzw. ein-
getragenen Partner des Mitglieds zu, kann 
der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine an-
dere Wohnung zur Verfügung stellen kann 
oder will, das Mitglied aus der BSZ ausschlies-
sen. Der Ehe- bzw. eingetragenen Partner, auf 
den der Mietvertrag übertragen wurde, muss 
Mitglied der BSZ werden und die Wohnungs-
anteile übernehmen. 
 
3) Die Belegungsvorschriften von Art. 4, Abs. 
11 bleiben vorbehalten. 
 
4) Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich 
der Genossenschaftsanteile richten sich nach 
dem Eheschutzentscheid bzw. dem Tren-
nungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Kon-
vention, wobei eine Auszahlung von Anteilka-
pital erst erfolgt, nachdem der in der Woh-
nung verbleibende Ehe- bzw. eingetragenen 
Partner einen entsprechenden Betrag der BSZ 
überwiesen hat. 
 
 
 
 



Art. 9 Ausschluss 
 

1) Er kann jederzeit durch den Vorstand erfol-
gen, wenn ein Mitglied den statutarischen 
oder mietvertraglichen Verpflichtungen nicht 
nachkommt oder den Interessen der BSZ zuwi-
derhandelt.  
 
2) Dem Ausschluss hat eine entsprechende 
Mahnung vorauszugehen, ausser wenn diese 
nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündigung 
nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. Als Aus-
schlussgründe gelten insbesondere: 
 

a) Verletzung der genossenschaftlichen 
Treuepflicht, Missachtung statutenkon-
former Beschlüsse der Generalversamm-
lung oder des Vorstandes sowie vorsätzli-
che Schädigung des Ansehens oder der 
wirtschaftlichen Belange der BSZ.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den ge-
mieteten Wohnungen zu wohnen und 
dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, insbe-
sondere, wenn sie und dazugehörende 
Nebenräume vorwiegend zu geschäftli-
chen Zwecken benutzt werden. 

d) Ablehnung eines zumutbaren Umsied-
lungsangebotes bei Unterbelegung. 

e) Missachtung der Bestimmungen der Sta-
tuten oder des Vermietungsreglements. 

f) Ablehnung eines zumutbaren Umsied-
lungsangebotes, in- und ausserhalb der 
BSZ, wenn das zuständige Organ einen 
Beschluss über Umbau oder Abbruch der 
betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der 
Ausschluss in Art. 8 vorgesehen ist. 

h) Vorliegen eines ausserordentlichen miet-
rechtlichen Kündigungsgrundes, insbe-
sondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 
266g OR, 266h OR sowie anderer Verlet-
zungen des Mietvertrages. 

i) Verletzung von Bestimmungen der 
Wohnbauförderung, aufgrund derer das 
Mietverhältnis gekündigt werden muss, 
sofern kein zumutbares Umsiedlungsan-
gebot gemacht werden kann oder ein sol-
ches abgelehnt worden ist. 

 
3) Der Beschluss über den Ausschluss ist dem 
betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen 
Brief mit Begründung und Hinweis auf die 
Möglichkeit des Rekurses an die 

Generalversammlung zu eröffnen. Dem ausge-
schlossenen Mitglied steht das Rekursrecht 
zuhanden der Generalversammlung innert 30 
Tagen nach Erhalt des Vorstandsbeschlusses 
zu. Der Rekurs hat keine aufschiebende Wir-
kung und die erfolgte Kündigung des Mietver-
trages wird durch die Erhebung des Rekurses 
nicht hinfällig, doch hat das ausgeschlossene 
Mitglied das Recht, in der Generalversamm-
lung ihre Sicht selber darzulegen. 
 
4) Die Anrufung des Richters nach Art. 846 
Abs. 3 OR innert 3 Monaten bleibt vorbehal-
ten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende 
Wirkung.  
 
5) Die Kündigung des Mietvertrages richtet 
sich nach den mietrechtlichen Bestimmun-
gen.  
 
 

Art. 10  Pflichten der Mitgliedschaft 
 

Die Genossenschafter*innen sind verpflichtet: 
 

1) Die Interessen der BSZ in guten Treuen zu 
wahren. 
 
2) Den Statuten sowie den Beschlüssen der 
Genossenschaftsorgane nachzuleben. 
 
3) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen 
Aktivitäten teilzunehmen und in genossen-
schaftlichen Gremien mitzuwirken. 
 
 
 

III  Finanzielle Bestimmungen 
 
 

Art. 11  Genossenschaftsanteile 
 

1) Das Genossenschaftskapital besteht aus der 
Summe der gezeichneten Genossenschaftsan-
teile. Es werden Anteilscheine zum Nennwert 
von je CHF 100 ausgegeben. Der Vorstand 
kann für Mitglieder jederzeit neue Genossen-
schaftsanteile ausgeben. 
 
2) Mieter*innen von Genossenschaftswoh-
nungen sind zur Übernahme von so viel Anteil-
scheinen verpflichtet, wie dies der Finanzie-
rungsplan vorsieht (Wohnungsanteile). Einzel-
heiten regelt der Vorstand in einem Regle-
ment. Der Maximalbetrag beträgt 20% der 



Anlagekosten der gemieteten Räumlichkeiten. 
Der Vorstand kann für die Wohnungsanteile 
die Einzahlung in Raten bewilligen.  
 
3) Der Vorstand ist berechtigt, auf ausstehen-
dem Anteilscheinkapital einen marktgerech-
ten Verzugszins zu verlangen. 
 
 

Art. 12  Verzinsung 
 

1) Die Genossenschaftsanteile dürfen nur ver-
zinst werden, wenn das Rechnungsergebnis 
dies gestattet und die gesetzlichen und statu-
tarisch vorgeschriebenen Fondseinlagen und 
Abschreibungen vorgenommen wurden. 
 
2) Die Generalversammlung bestimmt, auf 
Empfehlung des Vorstandes, alljährlich den 
Zinssatz, wobei der landesübliche Zinssatz für 
langfristige Darlehen ohne besondere Sicher-
heit und der für die Befreiung von der Eidg. 
Stempelabgabe zulässige Zinssatz nicht über-
schritten werden darf. 
 
3) Die Anteile werden jeweils vom ersten Tag 
des der Einzahlung folgenden Monats bis zum 
Erlöschen der Mitgliedschaft verzinst. Ein Zins-
anspruch besteht nur auf dem einbezahlten 
Betrag. 
 
 

Art. 13  Verpfändung 
 

Die Anteilscheine dürfen nicht verpfändet 
werden. Erfolgt dies trotzdem, so lehnt die 
BSZ jede Verpflichtung und Haftung ab.  
 
 

Art. 14  Rückzahlung 
 

1) Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben 
haben nur Anspruch auf die Rückzahlung der 
einbezahlten Anteile, jedoch nicht auf das Ge-
nossenschaftsvermögen. 
 
2) Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei 
Mitglieder- und Wohnungsanteilen, die nach 
Art. 7 und 8 der Statuten vom/von der Part-
ner*in übernommen werden. 
 
3) Die Rückzahlung erfolgt zum Bilanzwert des 
Austrittsjahres unter Ausschluss der Reserven 
und Fondseinlagen, höchstens aber zum 

Nennwert. Die Auszahlung und Verzinsung er-
folgt innert eines Monats nach Genehmigung 
der Jahresrechnung und Festlegung des Zins-
satzes durch die nächste ordentliche General-
versammlung.  
 
4) In besonderen Fällen kann der Vorstand be-
schliessen, dass die Genossenschaftsanteile 
vorzeitig, jedoch nie vor der Wohnungsab-
gabe, zurückbezahlt werden. 
 
5) Der Vorstand ist ermächtigt, bei ausseror-
dentlichen Verhältnissen die Rückzahlung ge-
kündigter Anteilscheine bis auf 3 Jahre hinaus-
zuschieben. In diesem Falle haben die gekün-
digten Anteile für die ganze Dauer der Verlän-
gerungsfrist Anrecht auf die gleiche Verzin-
sung wie die übrigen Anteilscheine. 
 
6) Die BSZ ist berechtigt, die ihr gegenüber 
dem ausscheidenden Mitglied zustehenden 
Forderungen mit dessen Guthaben aus den 
Genossenschaftsanteilen zu verrechnen. 
 
 

Art. 15  Fonds- und Solidarbeiträge 
 

1) Es sind folgende Fonds zu äufnen: 
a) Amortisationsfonds 
b) Erneuerungsfonds 
c) Reservefonds 
d) Im Falle von Baurechten: 

Heimfallsfonds 
 

2) Die Höhe der an die jeweiligen Fonds zu 
leistenden Beträge wird durch die Subventi-
onsvorschriften, die gesetzlichen Bestimmun-
gen, vertragliche Vereinbarungen oder das 
Reglement der Stadt Zürich über das Rech-
nungswesen festgelegt. 
 
3) Die Generalversammlung kann im Rahmen 
von Art. 862 OR und Art. 863 OR beschliessen, 
weitere Fonds zu äufnen und entsprechende 
Reglemente erlassen. 
 
 

Art. 16  Entschädigung der Organe 
 

1) Die Mitglieder des Vorstandes haben An-
spruch auf eine massvolle Entschädigung, wel-
che sich nach den Aufgaben und der Arbeits-
belastung der einzelnen Mitglieder richtet und 
vom Vorstand selber gemäss dem 



Rechnungsreglement der Vorschriften der 
Stadt Zürich festgelegt wird. 
 
2) Mitglieder von Kommissionen haben An-
spruch auf ein massvolles Sitzungsgeld. 
 
3) Eine Gewinnbeteiligung sowie die Ausrich-
tung von Tantiemen an die Mitglieder von Or-
ganen der BSZ sind ausgeschlossen. 
 
4) Die Gesamtsumme der Entschädigungen al-
ler Organe, getrennt nach Vorstand, Revisions-
stelle und weiteren Organen, ist in der Rech-
nung auszuweisen. 
 
5) Ferner werden den Mitgliedern von Vor-
stand und Kommissionen, die im Interesse der 
BSZ aufgewendeten Auslagen ersetzt. 
 
 

Art. 17  Rechnungswesen 
 

1) Die Verwaltung der BSZ muss nach kauf-
männischen Grundsätzen erfolgen. 
 
2) Solange die Stadt Zürich finanziell an der 
BSZ beteiligt ist, gelten die von ihr für das 
Rechnungswesen der Baugenossenschaften 
erlassenen Vorschriften. 
 
3) Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgs-
rechnung, Bilanz und Anhang und wird nach 
den Grundsätzen der ordnungsgemässen 
Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Ver-
mögens- und Ertragslage der BSZ zuverlässig 
beurteilt werden kann. Sie enthält auch die 
Vorjahreszahlen. Massgebend sind die ent-
sprechenden Artikel des OR, die branchenübli-
chen Grundsätze sowie Vorschriften der 
Wohnbauförderung zum Rechnungswesen. 
Leistungen von Bund, Kantonen und Gemein-
den sind offen auszuweisen.  

 
4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

Art. 18  Haftung 
 

1) Für die Verbindlichkeiten der BSZ haftet nur 
das Genossenschaftsvermögen (Art. 868 OR). 
 

2) Die persönliche Haftbarkeit und die Nach-
schusspflicht der Mitglieder ist ausgeschlos-
sen. 
 
 
 

IV  Organisation 
 
 

Art. 19  Organe 
 

Die Organe der BSZ sind: 
a) die Generalversammlung 
b) der Vorstand 
c) die Revisionsstelle 
 

Generalversammlung 
 

Art. 20  Kompetenzen 
 

1) Der Generalversammlung stehen folgende 
Befugnisse zu: 
 

a) Abnahme der Jahresrechnung, des Jahres-
berichtes und Entlastung des Vorstandes. 

b) Beschlussfassung über die Verwendung des 
Reinertrages. 

c) Wahl und Abberufung des Präsidiums, des 
Vorstandes, der Revisionsstelle  

d) Beschlussfassung über den Erwerb von 
Grundstücken im Betrage von mehr als drei 
Millionen Franken pro Fall.  

e) Beschlussfassung über die Erstellung von 
neuen Überbauungen, deren Kosten 10 % 
des Anlagewertes sämtlicher Liegenschaf-
ten (ohne Abschreibungen) übersteigen. 

f) Beschlussfassung über den Abbruch von 
Wohnhäusern der BSZ und die Erstellung 
von Ersatzneubauten. 

g) Genehmigung von Renovationsprojekten, 
sofern diese über zwei aufeinander fol-
gende Jahre eine Mietzinserhöhung von 
mehr als 50% zur Folge hätten.  

h) Festsetzung und Änderung der Statuten. 
i) Erledigung von Rekursen gegen Ausschlies-

sungsbeschlüsse (Art. 9.3). 
j) Beschlussfassung über die Auflösung oder 

Fusion der BSZ.  
k) Beschlussfassung über auf Antrag von Mit-

gliedern traktandierte Geschäfte, die bis 
zum 31. März des Kalenderjahres der Ver-
waltung schriftlich eingereicht worden 
sind, soweit diese der Beschlussfassung 



durch die Generalversammlung unterste-
hen. 

l) Beschlussfassung über alle weiteren Ge-
genstände, die durch Gesetz oder Statuten 
der Generalversammlung vorbehalten sind 
oder die vom Vorstand der Generalver-
sammlung unterbreitet werden. 
 

2) An der Generalversammlung darf nur über 
die bekannt gegebenen Traktanden Beschluss 
gefasst werden, ausser über einen Antrag auf 
Einberufung einer weiteren Generalversamm-
lung. Zur Stellungnahme von Anträgen im Rah-
men der Traktanden bedarf es keiner vorgän-
gigen Ankündigung. 
 
 

Art. 21  Einberufung und Leitung 
 

1) Die ordentliche Generalversammlung hat 
spätestens innert 6 Monaten nach Ablauf des 
Rechnungsjahres stattzufinden. Die Einladung 
ist den Mitgliedern unter Bekanntgabe der 
Verhandlungsgegenstände und Beilage des 
Jahresberichtes und der Jahresrechnung min-
destens 10 Tage vorher zuzustellen und auch 
am Geschäftsdomizil der BSZ zur Einsicht auf-
zulegen. Bei Anträgen auf Änderung der Statu-
ten ist der Wortlaut der vorgeschlagenen Än-
derungen bekannt zu geben. 
 
2) Die Generalversammlung wird vom Präsi-
dium oder einem Mitglied des Vorstandes ge-
leitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes ein 

Tagespräsidium wählen. 
 
 

Art. 22  Stimmrecht 
 

1) Jedes Mitglied hat an der Generalversamm-
lung nur eine Stimme.  
 
2) Ein Mitglied kann sich mit schriftlicher Voll-
macht durch ein anderes Mitglied vertreten 
lassen, doch kann kein Bevollmächtigter mehr 
als ein Mitglied vertreten und kein Mitglied 
mehr als zwei Stimmen auf sich vereinigen.  
 
3) Bei der Beschlussfassung über die Entlas-
tung des Vorstandes und über die Erledigung 
von Rekursen haben die Vorstandsmitglieder 
kein Stimmrecht. 

 

Art. 23  Beschlüsse und Wahlen 
 

1) Die Generalversammlung ist beschlussfähig, 
wenn sie statutengemäss einberufen worden 
ist.  
 
2) Die Generalversammlung fasst ihre Be-
schlüsse mit der einfachen Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten 
Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang 
das relative Mehr. Stimmenthaltungen und 
ungültige Stimmen werden nicht mitgezählt. 
 
3) Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, 
sofern nicht von mindestens einem Drittel der 
anwesenden Mitglieder geheime Durchfüh-
rung verlangt wird. 
 
4) Statutenänderungen erfordern die Zustim-
mung von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen. Besondere Quoren gelten:  
Für die Abänderung von Art. 3, Art. 4, Art. 23 
Abs. 4 und Art. 31 der Statuten müssen jedoch 
vier Fünftel der abgegebenen Stimmen zu-
stimmen und mindestens 20% aller Mitglieder 
an der Generalversammlung vertreten sein. 
 
Für Auflösung und Fusion gelten die Bestim-
mungen von Art. 30. 
 
Ausgenommen von diesen Quorumsvorschrif-
ten sind geringfügige Abänderungen bei der 
Formulierung und/oder Verschiebungen inner-
halb der Statuten bei Totalrevisionen, wenn 
die Reglungen dadurch nicht substanziell ver-
ändert werden. 
 
5) Vorbehalten für die Auflösung und Fusion 
der BSZ bleiben Art. 889 OR und die Bestim-
mungen des Fusionsgesetzes und Art. 30. 
 
6) Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein 
Protokoll geführt, das vom/von der Vorsitzen-
den und vom/von der Protokollführer*in zu 
unterzeichnen ist. 
 
 

Art. 24  Ausserordentliche GV 
 

Eine ausserordentliche Generalversammlung 
findet statt: 
 
1) Wenn sie vom Vorstand oder der Revisions-
stelle beschlossen wird. 



2) Wenn sie vom zehnten Teil aller Mitglieder 
schriftlich durch eigenhändige Unterzeichnung 
des Begehrens unter Angabe des Verhand-
lungsgegenstandes verlangt wird. Die Einberu-
fung hat innert 8 Wochen nach Eingang des 
Begehrens zu erfolgen.  
 
3) Wenn sie eine vorhergehende Generalver-
sammlung beschlossen hat. 
 
 

Vorstand 
 

Art. 25  Wahl und Wählbarkeit 
 

1) Der Vorstand der BSZ besteht inkl. Präsi-
dium aus mindestens 3 Mitgliedern und wird 
auf die Dauer von 3 Jahren gewählt. Im Vor-
stand ist ein angemessenes Geschlechterver-
hältnis anzustreben.  
Wahlen innert einer Amtsdauer gelten bis zu 
deren Ablauf. Die Mehrheit muss aus Genos-
senschafter*innen bestehen und in der BSZ 
wohnhaft sein. 
 
2) Die Vorstandsmitglieder sind wieder wähl-
bar. Freiwerdende Vorstandssitze oder bereits 
durch den Vorstand nominierte Kandidaten 
sind mit der Einladung zur Generalversamm-
lung den Genossenschafter*innen als Wahl-
vorschlag bekannt zu geben. 
 
3) Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflich-
tet sind Personen, die in dauernder wesentli-
cher geschäftlicher Beziehung zur BSZ stehen. 
Ferner ist nicht wählbar, wer älter ist als 75 
Jahre.  
 
4) Der Vorstand konstituiert sich mit Aus-
nahme des Präsidiums, das durch die General-
versammlung gewählt wird, selbst. 
 
5) Solange die städtischen Wohnbauförde-
rungsvorschriften aufgrund der ausgerichteten 
Unterstützungsleistungen anwendbar sind, 
hat die Stadt Zürich das Recht, zusätzlich zur in 
Abs. 1 genannten Anzahl Vorstandsmitglieder, 
ein Mitglied in den Vorstand abzuordnen. 
 
 
 
 
 

Art. 26  Vorstandsitzungen 
 

1) Vorstandssitzungen werden vom Präsidium 
einberufen, so oft dies die Geschäfte erfor-
dern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 
die Einberufung einer Vorstandssitzung ver-
langen. 
 
2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr 
als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Er 
beschliesst mit der einfachen Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet der/die Vorsitzende mit Stichent-
scheid. 
 
3) Beschlüsse können auch auf dem Weg der 
schriftlichen Zustimmung zu einem Antrag ge-
fasst werden, sofern nicht ein Vorstandsmit-
glied die mündliche Beratung verlangt. 
 
4) Über die Verhandlungen und Beschlüsse 
des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das 
Protokoll ist vom/von der Vorsitzenden und 
vom/von der Protokollführer*in zu unterzeich-
nen. 
 
 

Art. 27  Aufgaben und Kompetenz- 
  delegation 
 

1) In die Befugnisse des Vorstandes fallen 
sämtliche Geschäfte, die der Geschäftsverkehr 
im Rahmen der gesetzlichen und statutari-
schen Bestimmungen mit sich bringt, soweit 
sie nicht anderen Organen vorbehalten sind. 
 
2) Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Ge-
schäftsbericht, der sich aus der Jahresrech-
nung, gemäss Art. 17, Abs. 3 und dem Jahres-
bericht zusammensetzt. Der Jahresbericht 
stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirt-
schaftliche und finanzielle Lage der BSZ dar 
und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisi-
onsstelle wieder. 
 
3) Den Vorstandsmitgliedern und Angestellten 
der BSZ ist es untersagt, Geschenke von Un-
ternehmern und Lieferanten entgegenzuneh-
men, falls diese deren Unabhängigkeit beein-
trächtigen. 
 
 



4) Der Vorstand bestimmt die zeichnungsbe-
rechtigten Personen und die Art ihrer Zeich-
nung, wobei nur Kollektivunterschrift zu 
zweien erteilt werden darf. 
 
5) Der Vorstand ist ermächtigt, die Geschäfts-
führung oder einzelne ihrer Zweige an eines 
oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), 
an ständige oder ad hoc Kommissionen 
und/oder an eine oder mehrere Personen zu 
übertragen, die nicht Mitglieder der BSZ zu 
sein brauchen (Geschäftsstelle). Kommissions-
mitglieder müssen nicht Mitglied der BSZ sein.  
 
6) Der Vorstand erlässt ein Organisationsregle-
ment, welches die Aufgaben von Vorstand, 
Ausschüssen, Kommissionen und Geschäfts-
stelle festlegt sowie insbesondere die Bericht-
erstattungspflicht regelt. 
 
 

Revisionsstelle 
 

Art. 28  Wahl und Konstituierung 
 

1) Die Revisionsstelle wird nach den Vorschrif-
ten des Revisionsaufsichtsrechtes (Art. 5ff RAG 
und Art. 727c OR) von der Generalversamm-
lung auf die Dauer von 3 Jahren gewählt. Sie 
muss Mitglied eines anerkannten schweizeri-
schen Fachverbandes sein. 
 
2) Wahlen innert einer Amtsdauer gelten bis 
zu deren Ablauf. 
 
 

Art. 29  Aufgaben 
 

1) Aufgaben und Verantwortung der Revisi-
onsstelle richten sich nach den gesetzlichen 
Bestimmungen. Den Mitgliedern der Revisi-
onsstelle ist jederzeit Einsicht in alle Akten, 
Bücher, Wertschriften usw. zu gewähren. 
 
2) Die Revisionsstelle legt rechtzeitig vor 
Drucklegung des Geschäftsberichtes einen 
schriftlichen Bericht über das Ergebnis der 
Prüfung und einen Antrag vor. Mindestens ein 
Mitglied der Revisionsstelle ist gehalten, an 
der ordentlichen Generalversammlung teilzu-
nehmen.  
 

3) Stellt sie Unregelmässigkeiten fest, so hat 
die Revisionsstelle von sich aus die erforderli-
chen Massnahmen zu treffen. In einem sol-
chen Falle ist gleichzeitig der Vorstand zu ver-
ständigen. 
 
 
 
 

V  Auflösung und Fusion 
 
 

Art. 30  Auflösung und Fusion 
 

1) Die Auflösung der BSZ durch Liquidation 
oder Fusion kann nur in einer besonders dafür 
einberufenen Generalversammlung beschlos-
sen werden. 
 
2) Eine Auflösung kann nur durch die General-
versammlung beschlossen werden, wenn we-
nigstens die Hälfte sämtlicher Mitglieder an-
wesend ist. 
 
3) Der Auflösungsbeschluss erfordert die Zwei-
drittelmehrheit der abgegebenen Stimmen. 
 
4) Der Vorstand führt die Liquidation nach den 
Vorschriften von Gesetz und Statuten durch, 
falls die Generalversammlung damit nicht be-
sondere Liquidator*innen beauftragt. 
 
5) Eine Fusion darf nur mit einem anderen Trä-
ger des gemeinnützigen Wohnbaus erfolgen. 
Im Falle einer Fusion sind die Bestimmungen 
des Fusionsgesetzes zu beachten. 
 
 

Art. 31  Vorkaufsrecht der Stadt Zürich 
 und Liquidationsüberschuss 

 
1) Solange die städtischen Wohnbauförde-
rungsvorschriften aufgrund der ausgerichteten 
Unterstützungsleistungen anwendbar sind, 
sind die betreffenden Bauten bei Liquidation 
der BSZ der Stadt Zürich auf deren Verlangen 
zu übertragen. Die Stadt vergütet den bei der 
Übergabe vorhandenen Anlagewert der Häu-
ser. Dieser entspricht in der Regel den in der 
Jahresrechnung ausgewiesenen Anlagekosten. 
 



2) Solange die städtischen Wohnbauförde-
rungsvorschriften aufgrund der ausgerichteten 
Unterstützungsleistungen anwendbar sind, 
wird bei einer Liquidation der BSZ das nach Til-
gung aller Schulden und Rückzahlung aller Ge-
nossenschaftsanteile zum Nennwert verblei-
bende Vermögen der Stadt Zürich für die Zwe-
cke des gemeinnützigen Wohnungsbaues zur 
Verfügung gestellt. Andernfalls wird es der 
Stiftung Solidaritätsfonds von «wohnbauge-
nossenschaften schweiz–verband der gemein-
nützigen wohnbauträger» übereignet. 
 
 
 

VI  Schlussbestimmungen 
 
 

Art. 32  Form der Bekanntmachung 
 

1) Mitteilungen an die Genossenschafter*in-
nen erfolgen schriftlich durch Briefe (oder E-
Mail) oder durch Zirkular an die dem Vorstand 
bekannt gegebenen Adressen, sofern das Ge-
setz nicht zwingend etwas anderes vor-
schreibt. 
 
2) Publikationsorgan der BSZ ist das Schweize-
rische Handelsamtsblatt. 
 
 
 
 
Die vorliegenden Statuten wurden anlässlich der ausserordentlichen Generalversammlung vom  
7. Dezember 2022 mit dem erforderlichen Quorum genehmigt und ersetzen alle früheren Statuten. 
 
Zürich, 01.01.2023 
       Baugenossenschaft Schönau 
       Für die Verwaltung 
 
       Der Präsident  Der Geschäftsleiter 
       Beat Mörgeli  Baldo Sacchet 
 
 
 


